
Bundessozislgericht

=„_'éi_i2 RH.2221.62

Verkündet

am 51„Juli 19?0

Hsnisch

Regübersekretär
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

I m N a m e n d e e V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit“

=out:annamanannaüouonanuoncuoonoaacoouc-ouoouo■n

Klägerin? Revisionsbeklegte und
Revis10nsklagerin9

D:ID=ouonuoouoaouDoc:quoaaüocaooconuuonoauuonacc:
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Der 2„ Senat des Bundessozislgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 51; Juli 1970

durch

Vizepräsident B r a c k m e n n
— Vorsitzender —‚.

Bundesriohter D e m i a n i
‚

Bundesrichter Dr„ K a i s e r
Bundessozialrichter N o t t b o h m und

Bundessozialriohter Dr„ S p r i o k

für Recht erkannt:

Auf die Revision der
Klägerin wird unter

Änderung-des Urteils des Landessozielge—

richte Niedersachsen vom'20„ Juni 1967 und

des Urteils des Sozialgerichts Hildesheim vom

265 Oktober 1966 die Anordnung der Beklagten

vom 285 Oktober l965 in vollem Umfang aufge—

hoben„

Die Revision der Beklagten wird zurückgewiesen=
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Die Klägerin gewährte seit dem Jahre 1962 ihren

Angestellten‚ gleichgültig ob Grundlage ihres Be—

sohäftigungsverhältnisses die Dienstordnung (DO)

oder der berufsgenossenschaftliche Angestellten—

Tarifvertrag ist9 eine Weihnachtszuwendung in Höhe:

von ?5 vÜH„ des im Dezember des betreffenden Jahres

gezahlten Monatsentgelts; in den Jahren vorher um—

feßte die Ueihnachtszuwendung ein halbes Monatsge—
halt„ In seiner Sitzung am 4„ März 1965 war der Vor—

stand der Klägerin anlässlich der Haushaltsberatungen

und der Festsetzung der Umlage darüber einig geworden„

daß für das Jahr 1965 ein höheres Weihnachtsgeld ge—
zahlt werden solle; die erforderlichen Mittel stellte

er im Haushalt bereit:]

Der Vorstand des Hauptverbandes der gewerblichen Be—

rufsgenossenscheften (BGen) beschlüß in seiner Sitzung

am l„ Juli 1965? den Vorständen der ihm angehörenden

Versicherungsträger zu empfehlen9 von Ja re 1965 an
allen aktiven Bediensteten eine weihnachtszuwendnng

in Höhe der ihnen im Monat Dezember zustehenden

Dienst— oder Tarifbezüge zu gewähren; es solle ange—
'strebt werden? bei allen BGen eine einheitliche Rege—

lung zu erzielen„

Das Bundesversichérungsamt(BVA) richtete am 28„Oktober

1965 an sämtliche gewerblichen BGen ein Schreiben

folgenden Inhalts:
“Dem Vernehmen nach sollen die Sonderzuwendungen

für l965 für alle Bediensteten auf ein volles

Honetsgehalt erhöht werden„ Es wird darauf auf“

merksam gemacht? daß für eine solche Hainahme„

die den bisherigen Höchstsatz von ?5 VCH„ über—
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schreitet„ keine ausreichende Rechtsgrundlage vor—

handen sein würde, da damit die Grenzen einer zu—

lässigen Mittelverwendung erheblich überschritten

sindu Entsprechende Beschlüsse werden hiermit be—

enstandetu

Die Berufsgenossenschaft wird gebeten, alle Beschlüsse

der Organe„ die für 1965 Zuwendungen über ?5 v„H„ des

Monatsgehalts vorsehen„ aufgrund @51 Abs„ 2 EVO dem
Bundesversicherungsamt unverzüglich zu übersenden”‚

Vorsitzende des Vorstandes der Klägerin und dessen

Vertreter unterzeichneten.em 99 November 1965 — äußerlich

getrennt‚ inhaltlich aber übereinstimmend — folgende Ver—

fügungen:

“Entsprechend der Empfehlung des Heuptverbendes vom

6(: August 1965 zahlt die Zucher—Berufsgenossenscheft

en die Bediensteten eine einmalige Zuwendung in Höhe

der ihnen im Monat Dezember zustehenden Dienst— oder

Terifbezüge unter Anrechnung der Sonderzuwendungen

nach gesetzlicher Vorschrift für Bundesbeemteo

Für die im Ruhestand befindlichen Angestelten und

deren Hinterbliebene gelten die für die entsprechenden

Personengruppen vom Bund getroffenen Regelungen„

Aufgrund der Anordnung des Bundesversicherungsamtes

vom 28° Oktober 1965 — eingegangen am 5° November 1965

werden zunächst nur ?5 % der Sonderzuwendungen am
155 Nevember l965 ausgezahlt"o
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Der Geschäftsführer der Klägerin unterrichtete am
110 November 1965 das BVA von diesem “Beschluß des

Vorstandes” mit dem Hinweis„ daß weitere Schritte der
BG vorbehalten bliebenn Hierauf kam es zu einem Schrift—

weohsel zwischen der Klägerin und dem B"A; dieses gab

zu erkennen? daß es einen Rechtsstreit der Zucker—BG

wegen seiner Aufsichtsenordnung vom 28„ Oktober l965

für entbehrlich halte, weil im Falle eines Obsiegens

des von einigen BGen wegen der Rechtmäßigkeit dieser

Anordnung bereits eingeleiteten Rechtsstreits euch

gegenüber den anderen Versicherungsträgern an der Aufe

sichtsenordnung nicht festhalten werden

Mit Schreiben vom 10 Juni 1966 setzte die Klägerin

das BVA _avon in Kenntnis? daß ihr Vorstand am 173März

1966 beschlossen habe? auch im Jahre 1966 eine Weihnachts—

suwendung in Höhe von 100 v„H„ der Dezemberbezüge an die

Bediensteten zu zahlen„ Sie kündigte ferner an, daß sie

sich zur Vermeidung von Rechtsnachteilen der Klage der

übrigen V rsicherungsträger anschließen werden Durch

Anordnung vom 100 Juni 1966 beanstendete des BVA diesen

Vorstandsbeschluß im Hinblick auf die gegenüber seinem

Sehr iben vom 28„ Oktober 1965 unveränderte Sach— und

Rechtslage°

Hit Schriftsatz vom 260 Mai 1966 hat die Klägerin beim

Sozialgericht (SG) Hildesheim wegen der Anordnung des

BVA vom 280 Oktober 1965 Klage erhoben„ Die durch das

BVA vertretene Beklagte hat darauf verwiesen? daß ein

ordnungsgemäßer Vorstendsbesohluß der Klägerin? soweit

er des Jahr 1965 betreffe„ nicht vorliegeg

Daraufhin stellte der Vorstand der Klägerin in seiner

Sitzung vom 8° September 1966 fest? daß die Bewilligung
des Neihnachtsgeldes am 9.: November 1965 durch seinen
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Vorsitzenden und dessen Stellvertreter in Übereinstimmung

mit den Erörterungen über die Ueihnachtsgeldzahlung in der“

Sitzung des Vorstandes vom 4: März 1965 gefaßt werden sei
und den Bediensteten für das Jahr 1965 ein Ueihnachtsgeld

in Höhe eines honatsentgehs gezahlt werden sollen

Das SG Hildesheim hat durch Urteil vom 260 Oktober 1966

die Klage abgewiesen„ Zur Begründung hat es ausgeführt.’

daß die Anordnung der Beklagten von 28° Oktober 1965 ein

Verwaltungsakt sei„ weil durch sie in ausreichend be— '

stimmter Form jede beabsichtigte weitere Erhöhung der

bisher gezahlten Ueihnachtssuwendungen untersagt worden

sein Mangels einer Rechtsbehelfsbelehrung im angefochte«

nen Verwaltungsakt sei die Klage zulässig„ Sie sei aber

nicht begründet„ weil es der Klägerin durch den % 5 ihrer

DO verwehrt sei‚ ihren Bediensteten höhere Heihnachtszu—

wendungen zu gewähren als sie jeweils den Bundesbeamten

zuständeno

Hit der Berufung hat die Klägerin ucaa geltend gemacht?

daß ihr Vorstand des erhöhte Weihnachtsgeld in voller

Absicht jeweils nur für ein Jahr beschlossen haben Es

sei sonach unerheblich, daß seit dem Jahre 1965 jeweils

jährlich die Weihnachtszuwendung in Höhe eines Monatsgew

halte bewilligt werden sei° Im vorliegenden Rechtsstreit

gehe es nur um die Weihnachtszuwendung für das Jahr 19650
Es könne nicht etwa davon ausgegangen werden? daß DO—

und Tarif—Angestellte in dieser Beziehung selbst dann

gleich behandelt werden sollten, wenn jenen das höhere

Weihnachtsgeld nicht gewährt werden dürfe°

Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen hat durch-

Urteil von 20° Juni 1967 unter Änderung der Entscheidung
des SG die Anordnung der Beklagten vom 28„ Oktober 1965

insoweit aufgehoben‚ als sie sich auf andere Bedienstete

als DO—Angestellte bezieht; im übrigen hat es die Berufung
der Klägerin zurückgewiesen°
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Zur Begründung hat das Berufungsgericht im wesentliChen

ausgeführt:

Die Aufsichtsanordnung der Beklagten sei rechtmäßig‚

soweit sie die DO—Angestellten betreffe; dagegen könne
sie keinen Bestand haben? soweit sie sich auf andere

Bedienstete der Klägerin beziehee 5 5 Abs„ 1 der D0
der Klägerin passe die Rechtsansprüche der DO—Ange—

stellten.im Bereich der regelmäßigen Besoldung den
jeweiligen für Bundesbeamte geltenden Vorschriften‘an;

er wolle die DO—Angestellten somit nicht schlechter, aber

euch nicht besser stellen als diesen Diensthezüge im

Sinne des 5 5 Abs° 1 DO seien auoh die von der Klägerin

gewährten Ueihnechtszuwenduhgen„ seitdem der Bund seinen

Beamten Sonderzuwendungen dieser Art mit Rechtsanspruch
regelmäßig gewähre° Der Beschluß des Vorstandes der

.
Klägerin‚ welcher mit der hundesrechtlichen Regelung

nicht übereinstimmeD sei somit gesetzwidrig; deshalb“
sei er von der Aufsichtsbehörde zu Recht beanstandet

worden„ Die Klägerin könne sich nicht darauf berufen„

daß diese früher gegen die Zahlung von Weihnachtszu—
wendungen keine Einwendungen.erhobenlhahe‚ obwohl die

Bundesbeamten kein oder ein wesentlich niedrigeres

(Weihnachtsg'elderhalten hätten„ UnterlasseneBeen—
stendungen führten keineswegs zum Verlust-des Auf—_

sichtsrechts für die Zukunft„ Die Behauptung der Kläge—

rin ‚ sie habe ihren Bediensteten nur für das Jahr 1965
und somit lediglich eine einmalige Zuwendung in Höhe

eines Monatsgehalts gewähren wollena treffe nicht zue
Der Beschluß vom 9„ November_1965 stelle ausdrücklich

auf die Empfehlung des Hauptverbandes vom 6„ August

1965 ab; danach sblltendie Bediensteten sämtlicher
BGen künftig jedes Jahr ein Weihnachtsgeld in Höhe

eines Monatsgehalts erhaltene
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Soweit die angefochtene Aufsichtsanordnung sich auf die

Tarif—Angestellten beziehe„ entbehre sie der rechtlichen

Grundlage° Für diese Gruppe von Angesteläen gelte der

BG—Angestellten—Tarifvertrag mit dem dazugehörigen Ver—
gütungstarifvertraga Obwohl diese keine Regelung über ein

Jeihnachtsgeld‚enthielten‚ sei dessen Gewährung nach dem

Günstigkeitsprinzip des 5 4 Abs° 3 des Tarifvertragsge—

setzes (TVG) nicht ausgeschlossen° Die Ansicht der Be—

klagten, der Klage fehle insoweit das Rechtsschutzbedürf—

nis? weil die Klägerin unter allen Umständen die Tarif—

‘ Angestellten nicht anders als die DO—Angestellten be— ,
handeln wolle? treffe nicht zu;_die Klägerin habe swar

ursprünglich Unterschiede zwischen diesen beiden Gruppen

nicht gewollt‚‘sie habe jedoch im Laufe des Rechts“

streits ihre Meinung geändert° Ebensowenig sei der Ansicht

der Beklagta12usustimmen, die Gewährung eines lö„ Honatsge«

halte als Weihnachtszuwendung verletze den Grundsatz„ daß

öffentliche Haushaltsmittel wirtschaftlich und sparSam

zu verwalten seien„ Es komme hier auf die Umstände des

Einselfalles an° Der Umfang des erforderlichen finan—

ziellen Mehraufwandes sei allerdings nicht entscheidende

Die derzeitigen Verhältnisse‚ welche wegen der ange—
‚spannten Finanzlage der öffentlichen Hand manche Ver—

sicherungsträger su Einsparungen zwängan‚ dürften —
entgegen der Ansicht der Beklagten — nicht als Argument

gegen eine im Jahre 1965 beschlossene Maßnahme dienen„

Damals sei sogar der Bundesgesetzgeber davon ausgegangen?

mit dem Gesetz vom 15“ Juli 1965 einen ersten Schritt zu
einem lö= Monatsgehalt seiner Beamten zu tun° In be”

stimmten Uirtschaftszwéigen sei die Zahlung eines lö=

—Monatsgehalts seit Jahren üblicha Der Vorstand der

‘Klägerin habe geglaubt, die bundesrechtlich geplante
Regelung vorwegnehmen zu können° Darin liege kein Vera

stoß.gegen das Gebot einer sparsamen und wirtsbhaft—
lichen Mittelverwendung‚ wenn_es auch sein möge, daß

eine Gewährung in Höhe eines Monatsgehalts nahe an die
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Grenze des der Klägerin im Rahmen ihres Selbstver—

waltungsrechts eingeräumten Spielreums reiche° Die
Einwendungen der Beklagten‘) welche sich gegen eine

unterschiedliche Behandlung der bei der Klägerin
tätigen Gruppen ton Angestellten richteten„ beruhteh

auf Gesichtspunkte der Zweckmäßigkeitn Diese recht—'

fertigten ein eufsichtsrechtliqhes Einschreiten

nichto Die von der Beklagten geäußerten Zweifel? ob.
der Beschluß vom 9„ November 1965 satzungsmäßig

zustande gekommen sei9 seien durch den Beschluß

des Vorstandes der Klägerin vom 80 September 1066

gegenstendslos gewordeno

Das LSG hat die Revision zugelassene

Beide Beteiligte haben dieses Rechtsmittel eingelegtu

crin het die .gvisio1 im wesentlichen wie
folgt b gründet: Si habe bereits in früheren Jahren?(D

bis ihr dies während des Dritten Reichs verboten

worden sei„gein Heihneohtsgeld in Höhe eines vollen
honatsgehelts an ihre Bediensteten gezahlto Nach dem

Kriege? als sie niederum Zuwendungen dieser Art ge—
währt habe? habe die Aufsichtsbehörde dies nicht

untersagtn Das BVA habe sogar in einer Besprechung

mit den Heuptgeschäftsführern der Verbände der gem
werblichen und lendwirtscheftlichen BGen sowie

schr'ftlich am 9° August 1065 gegenüber der hessen—

nessauischen lendeirtschaftlichen BG die Ansicht

vertreten? daß Jubiläuüs— und Weihnachtszuwendungen

weiter gewährt werden dürften? obwohl diese nicht

mehr wie früher in der DO — entsprechend dem vom
BVA herausgegebenen Muster einer DO — ausdrücklich

als zulässige Leistungen aufgeführt seien° Das

Dienstrecht ihrer Bediensteten sei sonach in der DO

nicht abschließend geregelt„ Die vom Bund in den
Jahren 1964 und 1965 erlassenen Gesetze über die Ge“

wänrung von Send-rsuwendungen wirkten sich somit auf

\0
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Verstendsbeschlüsse nicht aus„ welche nicht in der D0

bezeichnete Leistungen bewilligten= Die Weihnachtszu—

wendungen seien keine Dienstbenüge im Sinne des @ 5 DO;

weder die Bundesgesetze über die Weihnachtsznwendungen

für Beamte noch das Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) be—

zeichneten sie als solche° Auch 5 6 DO enthalte insoweit

keine einschränkende Verweisung auf des Bundesbeamtenrecht°

Das Bundesverfassungsgericht habe in seiner Entscheidung

von 29° November l967 die den Beamten gewährten Weihnachts—

zuwendungen nicht als der Garantie nach Artc 55 eben 5

des Grundgesetzes (GG) unterliegend engesehen° Die Huster—
_

DO für die niedersächsischen Krankenkassen sehe Ueihnechts—l

zuwendungen ausdrücklich vor und überlesse deren Höhe der

Entschließung des Vorstandes des Versicherungsträgerso

Die Beklagte hat in der Revision im wesentlichen ausgew

führt:

Sie stimme dem angefochtenen Urteil zu‚ soweit dieses

zu ihren Gunsten ergangen sein Das Berufungsgericht habe

zu Recht angenommen„ daß der beanstandete Vorstandsbe—

schluß gegen den % 5 DO der Klägerin verstoßeg Der in

dieser Bestimmung verwendete Begriff Dienstbezüge könne

nicht allein im Sinne des 5 2 Abs= 1 BBesG ausgelegt
werdenül Seine Auslegung müsse vielmehr aus der DG ge—

wonnen werden° Ds @5„ wie schon seine Überschrift be—
sagen die Besoldung der DO_Angestellten in demselben
Umfang wie die der Bundesbeemteü regeln wolle9 seien

Dienstbezüge im Sinne dieser Bestimmung alle aufgrund

des Beamtenverhältnisses gewährten laufenden geldwerten

Leistungenm Dazu zäh■nn nicht nur die durch die Ver—
fassung garantierten Bezüge„sondern auch Sonderzuwen—

dungen„ Der Begriff Diensthezüg8 werde im Beamtenrecht
unterschiedlich verwendet (@ 2 BBeSG‚ @ 82 des Bundesbe—

emtengesetzes “BBG—); Er umféss® u„U„ sogar einmalige

Leistungen? welche nicht kraft gesetzlidun* Verpfiiohtung
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zu zahlen seien (5 8? Abs„ 2 BBG)„ @ 5 DO wolle auf dem
Gebiet der Besoldung die DO—Angestellten nicht schlech—

ter9 aber aueh nicht besser stellen als die Bundes— '

beamteno Die Regelung der Weihnachtszuwendungen für

die Bundesbeemten in einem besonderen Gesetz sei aus

praktischen Erwägungen erfolgt; sie sage daher über

den materiellen Gehalt des Begriffs Dienstbezüge5 wie

er in 3 5 DO verwendet sei„ nichts aus„ Die Klägerin
selbst sei„ wie sich aus dem beanstandeten Vorstands—

béschluß ergebeD davon ausgegangen? daß ihre DO—Ange—

stellten nach 5 5 DO einen Anspruch auf die Sonderzu—

wendungen hätten, wie sie nach dem Gesetz vom 15°701965

den Bundesbeamten zustünden„ Dieses Gesetz sei für die

Klägerin außerdem nach @ 6 ihrer DO verbindlich° Nach
dieser Bestimmung finde das gesamte Bundesbeamtenrecht

auf die Bechtsverhältnisse ihrer D0wnngestellten Anwen—

dung■ Die von der Klägerin zu ihren Gunsten angeführte

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts besage für

die hier zu entscheidende.Frage nichts; das_Bnndesverm
fassunesgericht habe die.Neihnachtszuwendungen lediglich

unter dem Blickwinkel des Art„ 55 Abs„ 5 GG nicht als

Besoldung an€esehen„ welche mit Rücksicht auf das be—

amtenrechtliehe Alimentationsprinzip zu gewähren sei„

Es habe damit aber nicht ausgeschlossen‚ daß diese Zu—

wendungen zur Besoldung der Beamten gehörtenn Darauf? ob

Vorstand und Vertreterversammlung der Klägerin? als sie

die DO beschlossen hättenq sich hinsichtlich der Höhe
der Weihnachtszuwendung nicht hätten binden wollen„

komme es nicht an() denn die Klägerin habe das von der

,Aufsichtsbehörde empfohlene Muster einer DO übernommen°

Somit sei für deren Auslegung — ähnlich wie bei Bundes—

gesetzen9 welche auch für das Land Berlin Rechtswirk—

samkeit erlangen sollen — der Wille des das Mantelge—

setz erlessenden Gesetzgebers maßgebendn Nach dem

Muster der DO solle das jeweils für die Bundesbeamten

geltende Recht auch für die DO«Angestellten rechtsver—
...l]_...
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bindlich seina Die im Zusammenhang mit dem Erlaß des
D0mHusters von der Aufsichtsbehörde — gegenüber einem

Unfallversicherungsträger auch schriftlich —
geäußerte

Ansicht, daß Weihnacht52uwendungen nach wie vor gewährt

werden dürften„ sei? seitdem der Bund durch besondere

Gesetze seinen Beamten Ueihnachtszuwendungen in beschränkten

Umfang gewähre, insowéitäalso eine Änderung der Rechts—

lage eingetreten sei„ überholtn Entgegen der Auffassung

des Berufungsgerichts fehle es am Rechtsschutzbedürfnis

für eine die Tarifnßngestellten der Klägerin besonders be—

handelnde gerichtliche Entscheidung„ da die Klägerin bei

Erlaß ihrer Entscheidung Unterschiede zwischen ihren beiden

' Eedienstetengruppen nicht gewollt habe° Mit ihrer anders

lautenden$ nicht eindeutig gegenteiligen im Berufungsver—

fahren abgegebenen Erklärung verfolge die Klägerin ledig—

lich den Zweck„ eine den tatsächlichen Gegebenheiten nicht

entsprechende gerichtliche Entscheidung zu erreicheno

Unabhängig davon habe die Klägerin den Grundsatz der

Hirtechaftlichkéit und Sparsamkeit verletstu Sie dürfe

angesichts des besonderen staatlichen Interesses an Aus—

gabenbeschränkunge■ nicht als Wegbereiterin für neue An—

sprüche nnd Vergünstigungen auftreten„ sondern müsse dem

Bedürfnis nach einer gleichmäßigen personalpclitischen

Stabilität im Gesamtbereich des öffentlichen Dienstes
_Rechnung tragen° Daher rechtfertige auch das Günstigkeitee

prinzip des 5 4 Abs? 5 TVG die Maßnahme der Klägerin nicht„’

Der Hinweis der Klägerin auf das niedersächsische DO—■uster

für die Krankenkassen gehe fehl9 weil in diesem die Ge—

währung von Ueihnachtszuwendungen ausdrücklich gestattet

sei„

Die Klägerin beantragt‚

das angefochtene Urteil.} soweit es die DO—Angestellteh

betrifft‚ sowie das Urteil des SG und die Aufsichtsan—

ordnung der Beklagten vom 28„ Oktober l965 ganz

aufzuheben„
. „2
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Die Beklagte'beantragt„
_

das Urteil des LSG insoweit aufzuheben‚ als es die Ent—

scheidung des SG geändert hat„ und die Berufung der

Klägerin in vollem Umfang zurückzuweisena

II

Die Revision beider Beteiligter sind durch Zulassung

statthaft° Es ist jedoeh allein das Rechtsmittel der

Klägerin begründeta

Gegenstand der nach 5 5% Abs„ 5 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG) zulässigen Klage ist die Anordnung der Beklagten

vom 280 Oktober 1965, durch welche es der Klägerin

untersagt werden ist‚ ihren Bediensteten eine Weihnachts—

zuwendung von mehr als 5/4 eines Monatsgehalts zu
ge;

währeno Bei dieser Anordnung handelt es sich um einen
Vorwaltungsakt‚ weil sie an die Klägerin mit dem Ziel

gerichtet ist? auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts

einen Einzelfall mit unmittelbar rechtlicher Wirkung

zu regelni Daß dieser Verwaltungsakt mit demselben Inhalt‘

wegen der Gleichheit des Sachverhalts auch anderen Ver—

sieherungsträgern erteilt worden ist? ist hierfür ohne

‘rechtliohe Bedeutung= Nach seinem Inhalt liegt nicht die

bloße Ankündigung eines künftigen Verhaltens der Auf—
sichtsbehörde vor„ was einen Verweltungsakt ausschließen?

würde (Braokmanng Handbuch der Sozielversicherung‚ Stand

l5„8u1969„ Band la 89 252 @)„ Vielmehr macht die Beklagte„
indem sie eine bestimmte mit Gewißheit erwartete Maßnahme

des Versicherungsträgers beanstandet1 von ihrem Auf—

sichtsreoht im Sinne eines Verbote Gebraucha Der Zuw

lässigkeit der Klage steht nicht entgegen? daß diese erst

nach einem halben Jahr nach Zugang der Aufsichtsanordnung

erhoben werden ist; diese enthält keine Rechtsbehelfebe—

lehrung (% 66 Abs„ 2 SGG)„
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Die Klägerin hat durch den Beschluß ihres Vorstandes vom

8„ September 1966 den von der Beklagten geäußerten
_Zweifelnj ob am 9„ November 1965 ein ordnungsgemäßer Vor;

standsbeschluß über die Gewährung von Neihnachtszuwene

dungen gefaßt werden sei‚ Rechnung getragen° Dieser Ben

schluß ist nach der Auffassung des erkennenden Senats zu

Recht_ergangen„ Er verletzt weder Gesetz noch Satzungg

Die Beklagte hat durch ihre Aufsichtsanordnung in das
Selbstverwaltungsrecht der Klägerin eingegriffen und

_
damit ihre Aufsichtsbefugnis überschritten (@ 50 Abs° l

- .der ReichsVersicherungsordnung —RVO—)°Die von der Be—'
klagten angeordnete Begrenzung der von der Klägerin ihren

D0— und Tarif—Angestellten im Jahre 1965 bewilligten_

Weihnachtszuwendungen auf 75 VQH° eines Monatsgehalts

findet weder im Recht des öffentlichen Dienstes noch in

sonstigen Rechtsnormen eine Stütze„

Für die Tarifangestellten der Klägerin gilt nach dem
BG—Angestellten—Tarifvertrag und den dazu abgeschlossenen

Ergänzungs—Tarifverträgen (sn‘im einzelnen Lauterbach„

Gesetzliche Unfallversicherung, 5° .!hiflc.9 Stand April 1976,

Vorbemerkung vor 5 690 EVO, 8° 890 ff) weitgehend das
Terifrecht der Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst„ Das

Dienstreoht ihrer Bediensteten, welche dienstordnungs—

mäßig angestellt sind, hat nach 5 690 EVO seine nähere
Ansgestaltung in einer DO erfahren° Zur Zeit des Erlesses_

der umstrittenen Aufsichtsanordnung galt die von der Ver—

treterversammlung der Klägerin am 4„ März 1965 beschlossene„

am l„ Juli 1965 in Kraft getretene DO; sie ist an die

Stelle der DO vom la Januar 1958 getreten„ Die von der

Klägerin aufgestellte DO ist revisihles Recht‚ weil sich

ihr Geltungsbereich über den Bezirk des Berufungsgerichts

hinaus erstreckt (@ 162 Abs„ 2 SGI—G)o

_ 14 _
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Die DO ist neben der Satzung (@@6?0 ff EVO) stehendes‚

in seiner Wirkung der Satzung gleichstehendes auton0mes

Recht des Versicherungsträgers CRGZ114‚ 22‚ 245 RG‚ EuH

195 506„ 508; MG, EuI-125„ 544; sec 8, 291‚ 29%; BAG‚ AP
Nra 7„ 8‚ 9„ 11 zu @ 611 BGB — DO—Angestellte; BVerwG‚

DVBl° 19569 2675 Brachmenna aaO9 S„ 166 e ff; Lauter—

bech‚ aaO9 Anna 4 d zu 5 690 RVO)„ Dadurch? daß die DO

die Rechtsgrundlage für den mit dem Angestellten abge—

schlossenen Dienstvertreg bildet (5 692 EVO)g erlangt der
'DO—Angestellte nicht den Status eines Beamten im Staats—-

.
rechtlichen Sinn„ Durch die DO wird lediglich die sinnge—_
mäße Anwendung beemtenrechtlicher V0rschriften auf sinn

privat—rechtliches Rechtsverhältnis vollzogen (RGZ ?17

256; 114? 23J 25; 1149 1125 115; 117‚ 415„ 41?; RAG,

ABS 59 421„ 425; 7„ 28; 16, @lO„ #12; BSG 29 555 56 ff;

BAG 2„ 813 82 ff; Brechmenn7 aaO9 8° 168 £ bis h mit

umfangreichen Nechweisen; Lauterbach9 aaO„ Anna 4 b zu

5 690 EVO; Berenskötter„ Die Zulässigkeit der hoheit—

lichen Gestaltung von Arbeitsverhältnissen des öffent.“

lichen Dienstes‚ dargestellt am Beispiel des Dienst-

ordnungsrechts der Krankenkassen und der Berufsgenossen—

schaften und des 9 15 AZO‚ Würzburg„ 1969„ S„ 64 ff}o

Da die gesetzlichen Vorschriften den in der DO als einer

nachrangigen RechtSQuelle getroffenen Regelungen vorge—

hen, war zunäcnst zu prüfen„ ob der von der Beklagten

beenstandete Vorstandsbeschluß mit vorrangigen Rechts—

normen Vereinber ist° Bei der Klägerin handelt es sich

um einen bundesunmittelbsren Versicherungsträgero Deshalb

ist maßgeblich, ob die vom Vorstand der Klägerin erlassene

Entscheidung Bundesrecht verletzto Indessen hinderten weder

die allgemeinen besoldungsreohtlichen Vorschriften des

Bundes noch dessen besondere Gesetze über Weihnachts— und

Sonderzuwendungen die Klägerin im Jahre 1965 deren? ihren

Bediensteten ein ganzes Monatsgehalt als Heihnachtszu—

wendung zu gewähren° '
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Nach Art„k75 Nr„ 8 GG steht dem Bünd die ausschließliche

Gesetzgebung zur Regelung der Rechtsverhältniss der im

Dienst des Bundes und der bundesnnmittelbaren Körper«

schaften des öffentlichen Rechts stehenden Personen zum
iDer Bund hat indessen außer den Rechtsverhältnissen der

unmittelbar in seinem Dienst stehenden Personen durch das

EEG lediglich die Réchtsverhältnisse auch der mittelbaren

Bundesheamten (Beamte der bundesunmittelharen Körper—

schaften„ Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts —
5 2 BBG —) geregelt„ Von seiner weitergehenden Kom@etenz

hat er selbst nach der Änderung des Art„ 75 GG durch Artal

Nr„ 2 Buchstp_c des 22a Gesetzes zur Änderung des GGvom-‘

. 12„ Mai 1969 (BGBl I 80 565) keinen Gebrauch gemacht? 0hw
wohl diese Grundgesetzänderung der Verwirklichung der

Bestrebungen„ eine Vereinheitlichung der Bechte#erhält—

nisse des öffentlichen Dienstes in Bund und Ländern
zu

erreichen? dienen soll°

Bis zu dieser Verfassungsänderung hatte der Bund nach

Art° 75 Abs„ 1 Nr„ 1 GG hinsichtlich der Reohtsverhältnisse

der im öffentlichen Dienst der Länder? Gemeinden und
anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts stehenden

Personen nur die Kompetenz zum Erlaß von Rahmenver—

schriften in den Grenzen? welche das Bundesverfassungs—
gericht in seiner Entscheidung tom l° Dezember 1954

(BVerfG 4„ 115) aufgezeigt hattea Das Bundesverfassungs—
gericht hat, ausgehend vom föderalistischen Staatsaufbeu

der Bundesrepublik9 diese Norm dahin ausgelegt9 daß

Rahmenvorschriften des Bundes dem Landesgesetzgeber Hamm

für politische Uillensentscheidungen in der sachlichen‘i

Rechtsgestaltung übrig lassen müßten und ihn nicht darauf

beschränkert dürftenü nur zwischen-vorgegebenen recht—

lichen Möglichkeiten zu wählen; bundesréchtliche Vor“
schriften„ welche für die Besoldung der Lendesbeamten
Höchstbeträge unter Bezugnahme auf ein lückenloses und

„ 36 _
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bindendes Besoldungssystem féstsetzten„ würden die

Schranken der Rahmengesetzgebungsbefngnis des Bundes

überschreiteno Nach dem neuen Absatz 2 des Artikel 75

GG können Rahmenvorschriften nach Abs„ 1 are 1 auch

einheitliche Maßstäbe für den Aufbau und die Bemessung

der Besoldung einschließlich der Bewertung der Ämter

sowie Mindest« und Höchstbeträge versehen° Rahmenvcrm

schriften aufgrund dieser Verfassungsnorm bedürften

allerdings der Zustimmung des Bundesrats (Art„ 75 Absc2

Satz ] GGJÜ Diese ist ferner erforderlich„ wenn der

Bund in den für seine Bediensteten (einschließlich der

Bediensteten der bundesunmittelberen Körperschaften des
öffentlichen Rechts) geschaffenen Regelungen von diesen

Rehmenvorschriften abweichen will (Art° 75 Abs° 2 Satz 2

GG}Ü Von dieser somit durch ein System gegenseitiger

Bindung gekennzeichneten erweiterten Rahmenhompetenz hat

der Bundesgesetzgeber bei Erlass des Zweiten Besoldungs—

neuregelungsgesetzes vom lee Mai 1969 (BGBl I S„ 565)

aber nur insofern Gebrauch gemacht9 als er die Vor—

schriften des Kep„ III des BBesG (Rahmenvorschriften)

neu gefaßt hate Diese beziehen sich jedoch allein auf die

Beamten der Länder, Gemeinden„ Gemeindeverbände und

übrigen Körperschaften‚ Anstalten und Stiftungen des
öffentlichen Rechtso

Die besonderen vom Bund über die Gewährung von Weihnachts«
und Sonderzuwendungen erlassenen Gesetze erstrecken sich

ebenfalls nur auf die Bundesbeemtenc Weder das Gesetz

über die Gewährung von
Weihnachts2uwendungen

vom 16„ April

196% (BGBl I S„ 278) noch das Gesetz über die Gewährung
einer jährlichen Sonderzuwendung vom 150 Juli 1965 (BGBl

1 SD 609) enthalten eine Vorschrift‚ daß sie auch für

die D0—und Tarif—Angestellten im öffentlichen Dienst
seltene

_ 17 „
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Angleichungsvorschriften aus der Zeit vor l945„ durch die

das Dienstreoht der Sozislversicherungsträger dem Recht

der Reichsbeamten angegliohen werden und nach denen es

den Versicherungsträgern ausdrücklich verboten ter‚ ihren

Bediensteten höhere Leistungen als den Reichsbeamten zu
gewähren (vgl„ AN l940? 548; 19423 2&4, 246), stehen dem

beanstendeten Vorstandsbeschluß nicht entgegen„ Diese

Vorschriften waren gekennzeichnet durch die Entwicklung

des Deutschen Reichs zum Einheitssteet (Näheres so

BVerfG 4, 1157 124 ff)° Diese fand in der Einschränkung

und schließlichen Beseitigung des Selbstverwaltungs—

rechts der Sozialversicherungsträger sowie deren Unter—

stellung unter die uneingeschränkte Weisungsbefugnis der

obersten Reichsbehörde ihren Ausdruck (Abschnitt V Abs„ 1

des Erlasses über die Vereinfachung der Verwaltung vom“?

280 August 1959 — BGBl I S„ 155530 Dem entsprach ferner

eine völlige Angleichung der in den verschiedenen Zweigen

des öffentlichen Dienstes beschäftigten Gruppen von Be—

diensteten (so im einzelnen Breckmann‚ ee0D S„ 22% ff?

166 c; Valentini7 BG 196l‚ 557 ff; Lauterbach7 Gesetzliche

Unfallversicherung, 2„ Aufl„„ SD 206 ff)„ Nach 1945 und
im Zuge der allmähliehen Wiederherstellung des Selbstver—
waltungsrechts der Sozialversicherungsträger sind diese

wieder dazu übergegsngen‚ ihren Bediensteten Weihnachts«

zuwendungen zu
gewähren‚ obwohl die Bundesbeemten keine

Zuwendungen dieser Art erhielten„ Durch die vor 1945

erlassenen Angleichungsvorsohriften waren sie deren nicht

gehindert9 weil diese jedenfalls für den Bereich der

bundesunmittelbaren Versicherungstrdger durch die Rechts—

entwicklung überholt sind (BVerfG 4‚ 115; BSG„ BG 1961?
220; Lauterbachj Unfallversicherung„ 2; Aufl„? S„ 212)„

Die Beklagte hat allerdings zum Ausdruck gebracht? daß in

der öffentlichen Verwaltung„ zu der die Sozialversicherungs"
träger gehören‚ eine personalpolitische Stabilität gewahrt

werden müsse„ diese aber nicht erreicht werden könne‚

wenn Sosialversicherungsträger je_nsch ihrer wirtschaft—

lichen Leistungsfähigkeit versuchten‚ durch besondere

' — 18 —
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finanzielle Anreize Bedienstete an sich zu ziehen oder

zu halteno Auch das Bundessozialgericht (BSG 257 206„

209) und das Bundesverwaltungsgericht (BVerwGE 189 155„
141) haben ausgeführt„ daß im öffentlichen Dienst auf

eine gewisse Stabilität und Homogenität Bedacht zu
nehmen sei„ Eines Eingehens auf die vielfältigen

Bestrebungen, das Recht des öffentlichen Dienstes in

Bund und Ländern? welches infolge der Nachkriegsvere

hältnisse eine unterschiedliche Entwicklung genommen

hat5 anzugleichen‚ bedarf es indessen vorliegendenfalls

nicht‚ weil — abgesehen von den mittelbaren Bundesbe—

anten — der Bundesgesetzgeber von seiner Befugnis? das

Dienstrecht der bundesunmittelbaren Versicherungsträger

zu regeln9 bisher keinen Gebrauch gemacht hat„

Die @@690 ff EVO überlassen es den Selbstverwaltungs—

organen der Versicherungsträger„ die allgemeinen An—

stellungsbedingungen und Rechtsverhältnisse ihrer Ange—

stellten zu regeln‚ und zwar angemessen (@ 690 Abs„ 1
EVO)„ Damit ist kraft Gesetzes den Organen der Selbstver—

waltung ein gewisser Spidkaum eingeräumto Die aus dem

Selbstverwaltungsrecht sich ergebende Befugnis zur
auton0men Rechtssetzung bedeutet? daß die Klägerin

mangels einschränkender Normen des Bundesrechts —
allerdings vorbehaltlich des 5 700 Abs° 2 BVD und des

noch zu erörternden Grundsatzes der Sparsamkeit und

Nirtschaftlichkeit — nicht gehindert wäre? in ihrer DO

die Gewährung von Weihnachtszuwendungen ausdrücklich

vorzusehen.o Die Klägerin gewährt„ wie alle gewerblichen

BGen„ ihren Bediensteten Leistungen dieser Art bereits

seit Jahrzehnten° Davon hat sie nur während der Zeit

)abgesehenq als sie durch die ooa° Angleichungsvor—

schriften daran gehindert war° Von der Gewährung von
Neihnachtszuwendungen ist sie — ebensowenig wie die

anderen Unfallversicherungsträger — auch nicht ang—
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gangen„ als das BVA mit Verfügung von 9c August 196?

das Muster einer DO für die Angestellten der BGen
„

(abgedruckt bei Lauterbach9 aa0‚ Anhang Nre 24) erließ„
obüohl dieses keine Bestimmungen über Weihnachtszuwen—

dungen enthälto Insoweit ist auch keine Änderung einge—

tretenD als das BVA sich später mit einem abgewandelten

Muster einer DO einverstanden erklärte (Näheres so

Lauterbach aa0‚ Anhang 24 a)c Bei Erlaß ihrer D0en vom
ln Januar 1958 und l° Juli l965, welchen das jeweils

zugelassene Muster einer DO augrundeliegt, hat sich die

Klägerin nicht ihrer Befugnis begeben„ weiterhin Weih—

nachtszuwendungen zu gewähren„ Das BVA hat seinerzeit ge“

genüber Trägern und Verbänden der gesetzlichen Unfallvern

sicherung wiederholt zum Ausdruck gebracht„ daß die.Ge—

währung solcher Leistungen auch in Zukunft nicht ausge—i

schlossen sei„ obwohl ausdrückliche Bestimmungen über

Neihnaohtszuwendungen in die von ihr herausgegebenen

Muster einer DD nicht aufgenommen worden waren„ Angesichts

dieser übereinstimmenden WiIEnsbildung der bei der Auf—

stellung der DO der Klägerin mituirkenden Beteiligten ist

es ohne rechtliche Bedeutung‚ daß die Beklagte ihre
.Rechtsmeinung änderte‚ als der Bund durch Sondergesetze

seinen Beamten Ueihnaohtssuwendungen gewährtea welche

jedoch nicht so hoch waren wie die von den gewerblichen

BGen seinerzeit gezahlten Weihnachtszuwendungeno Ebenso—

wenig ist entscheidend‚ eb-der Wortlaut beider von der

Beklagten erlassenen Muster einer DO eine andere als die

zunächst auch von der Beklagten für rechtens gehaltenen

Auslegung zuläßt; diese Muster haben — in Gegensatz zu

der vom Reichsarbeitsminister am 2?„ September 1940

erlassenen Husterw30 (AN SD 548) — für den versicherungs»

träger keine bindende Wirkung (Brackmann„ aaO? Su 166 d

ff; Valentinia aaO, S„ 559).

Der aus der Entstehungsgeschichte der D0 der Klägerin ein"

deutig erkennbare objektivierte Wille des Normgebers ist

nicht nur für die Beurteilung der insgesamt in der DO

getroffenen Regelungen von Bedeutung; er darf auch bei
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-der Auslegung ihrer einzelnen Bestimmungen nicht

unbérücksichtigt bleibenm Unter Beachtung der in

Rechtsprechung und Schrifttum für die Rechtsauslegung

entwickelten Grundsätze (BVerfG l‚ 2999‘512; lO‚ 254?

2&4; ll, 126„ 150 ff; BSG 23, 2?5„ 276; 50„ 649 65 ff;

Brackmann„ aaO‚ S„ l90 p 1/1? mit weiteren Nachweisen)_

ergibt eine Auslegung der 55 5 und 6 der DO der Klägee

rin ?
daß diese sich in diesen Bestimmungen nicht

speziellen Bindungen an das Bundesbeamtenrecht unter—

worfen hat? soweit es sich um weihnachtszuwendungen

handelt„

Die in @ 5 DO verwendeten Begriffe ”Besoldung“ und

”Dienstbeaüge” sind‚ ähnlich wie schon in @5 der
bereits erwähnten Muster—DO vom 27„ September 19409 nicht

anders auszulegen als im BBesG° @ 5 Abs„ 1 verweist hin—

sichtlich des Besoldungsdienstalters und der Höhe der

Dienstbesüge auf die jeweiligen Vorschriften für Bun—
‘desbeamteo Er nimmt damit auf Begriffe Bezug„ welche

im BBesG näher erläutert sinda Nichts anderes gilt

für die ibsätae 2 und 5 des @ 53 welche insoweit be—

sondere Regelungen treffeno Die Meinung der Beklagten„

@5 DO gehe von eigenständigen Begriffen “Besoldung“ und
”Dienstbesüge? aus und beziehe sich deshalb auch auf

mit Recitsansprueh ausgestattete Leistungen„ welche

für die Bundesbeamten außerhalb des BBesG geregelt

seienl berücksichtigt nicht genügend„ daß — unter—

stellt man
die Richtigkeit dieser Ansicht — folglich

in den vom BVA erlassenen Mustern einer DO Ansprüche

auf Beihilfen‚ Unterstützungen7 Reisekosten„ Auf—

wandsentschädigung und Zählgeld nicht? wie geschehen?

in € 6 und € 8„ sondern im % 5 hätten geregelt werden
müssen°
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Der Meinung der Beklagten steht ferner entgegen„’daß die

weihnachts— und Sonderzuwendungen„ auf welche die Bundes—

beamten kraft besonderer Gesetze einen Rechtsanspruch
’

haben? kein Bestandteil der Beamtenbesoldung sind„ Sowohl

die Entstehungsgeschichte dieser Gesetze als auch ihre '

Systematih_sprechen für einen selbständigen Charakter

dieser Leistungen„ Bereits die erste Gesetzesinitiative‘

zur Gewährung von Weihnachtszuwendungen an die Bundesbe—
amten (Antrag der Fraktion der SPD: Entwurf eines Gesetzes

zur Ergänzung des BBG; BT—Drucksache IV/l495) richtete

sich nicht auf eine Erweiterung des Anspruchs auf die

Dienstbezüge= Spätere Bemühungen9 die Weihnachts— und

Senderzuwendungen zu einem Bestandteil der Besoldung auszu—

gestalten„ hatten keinen Erfolg (BT—Drucksache IV/2754„_ '

lV/5282 Sn 2)n Die Eigenständigkeit des Anspruchs auf die
weihnachts— und Sonderzuwendungen zeigt sich überdies in

den normierten besonderen Voraussetzungen sowie in der

Ausgestaltung dieser Leistungena Dadurch„ daß in.den4
Gesetz über Ueihnachtszuwendungen die Gewährung der

Leistung davon abhängig war? daß mindestens für einen
Teil des Monats Dezember_ein Anspruch auf "Dienstbezüge"

bestand? war klargestellt„ daß die Weihnachtszuwendung

selbst kein Dienstbezug war“ Das Gesetz über die Gewährung

einer jährlichen Sonderzuwendungbezeichnet diese im 5 1
als eine Zuwendung besonderer Arts Sie ist„ in Abweichung?

von der für Dienstbezüge geltenden Regelungen des @ 5

BBesG‚ an di Erfüllung zusätzlicher Voraussetzungen gem
knüpft3 welche sich sowohl auf die Vergangenheit (@ 5

ibs„ l nr„ 1 und 2) als auch auf die Zukunft beziehen
(& 5 lbs„ l nr„ 5}0 In 5 5 Abs° 5 werden die Sonderzu—
wendungen ebenfalls deutlich von den Dienstbezügen abgee

grenstn

Der Beklagtenist allerdings einzuräumen9 daß der Begriff
”Dienstbezüge” nicht in sämtlichen beemtenrechtlichen

Vorschriften dieselbe Bedeutung hat„ So ist er in den
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@@87 ff BBG entsprechend der besonderen Zwecksetzung

dieser Vorschriften weit auszulegen; er umfaßt hier alle

Leistungen aus dem Dienstverhältnis„ somit auch Bei—
hilfen und Unterstützungen sowie Sondersuwendungenu

Diese weite ßnslegung findet sich jedoch nur im '

Zusammenhang mit Vorschriften des BBGO Für den Bee

reich des Besoldungsrechts„ auf den 5 5 Abs„ 1 DO

verweist9 gilt dagegen die Legaldefinition des 5 2

Abs„ 1 BBesG° Unter den dort bezeichneten Dienstbe—
sügen sind Ueihnachtszuwendungen nicht aufgeführt„

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat allerdings entschie—

den„ daß DO—Angestellten gewährte Weihnachtsgratifika—

tionenen als regelmäßig wiederkehrende Leistungen„ auf
die ein Rechtsanspruch bestehe9 Dienstbezüge im Sinne

der DG seien und es unerheblich sei? daß nach dem Eee

amtonbosoldungsrecht Weihnachtszuwendungen nicht dazu

gehörten (AP Nr„ 9 zu s 611 BGB - Do—Angeste11te)„ Das
Bundessozialgericht (BSG) hat die Eigenschaft von
Dienstbezügen bei Weihnachtsgratifikationen„ welche

von einer Krankenkasse nur für ein Jahr bewilligt

worden waren„ unter Hinweis darauf verneintg daß wieder—

kehrende Leistungen in den Besoldungsplan aufgenommen
werden müßten (BSG 8, 291„ 297)„ Diese Entscheidungen
konnten jedoch die spätere Rechtsentwicklung nicht

beriicl:sichtigen durch welche die Weihnachts— und

Mo 1dersuwendungen der Buhdesbeemten als eigenständi.ge

neben den Dienetbesügen stehende Leistungen ausgeu
staltet worden sind= Das BAG hat zwar im Urteil vom

2?0 Oktober 1966 (AP Nr„ 26 zu 5 611 BGB—DO—Angestellte)
an seiner Irüheren Entscheidung mit der Begründung :i‘est“

gehalten„ daß die Verweisung in der DO auf die Dienst—

bezüge der Beamten eine Angleichung der beamtenrechtli—

chen Stellung der DO—Angestellten auch hinsichtlich der

Art der zu gewährenden Dienstbesüge bedeutea Den Ent—
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scheidungen des BAG liegen jedoch Normen-zugrunde (DO

der Saerknsppscheft tem 12„ Mai 1947 und 50 Januar 1950),
welche auf die — Abweichungen grundsätzlich ausschließende

„ Muster—DO vom 2?c September 1940 surückgeheno Demgegen—

über wollten die bei der Aufstellung der DO der Klägerin

mitwirkenden Beteiligten hinsichtlich der Ueihnachtszu—

wendungen nicht des jeweils für die Bundesbeemten geltende

Recht übernehmen° Dies zwingt nach der Auffassung des
erkennenden Senats dazu9 im vorliegenden Rechtsstreit,

von einem anderen Kerngehalt der DO auszugehena

Die Übereinstimmung der in 5 5 DO und in @2 Abs„ 1 BBesG
’verwendeten Rechtsbegriffe ist nicht dadurch aufgehoben

worden? däß der Vorstand der Klägerin in dem „ von der

Beklagten beenstendeten —
Beschluß annimmt„ die DO—Ange—

stellten der Klägerin hätten nach @ 5 Absa 1 DO einen

Anspruch auf die den Bundesbeemten kraft Gesetzes zu—

stehende Senderzuwendungc Die Frage.) ob nach den Arbeiten

recht ein Anspruch auf die regelmäßige Gewährung einer

Weihnachtszuwendung vorliegt„ welche Gegenstand der oma°
Entscheidungen des BAG gewesen ist? braucht hier nicht

entschieden zu werdenc Im vorliegenden Rechtsstreit geht

es darum„ ob die Klägerin gehindert ist„ ihren Bedienste—

ten eine höhere Ueihnachtszuwendung als ?5 vaHo eines

Honetsentgelts zu gewähreno Die Entscheidung dieser Frage

wird nicht dadurch berührtq daß die Klägerin meintq ihre

DO—Angestellten könnten einen Teil der ihnen zugedachten

Heihnachtszuwendung in sinngemäßer Anwendung der für die
Bundesheamten geltenden gesetzlichen Regelung been—

sprucheno

Entgegen der Ansicht der Beklagten ist die Klägerin bei der

Entscheidung über die Gewährung von Weihnachtszuwendungen

an ihre DD—Angestellten auch nicht durch @ 6 Abs„ 1 ihrer
DO an das für die Bundesbeamten jeweils geltende Recht

_ 24 „
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gebundenu Nach dieser Bestimmung? welcher das von der

Aufsichtsbehörde zugelassene geänderte Muster einer DO

zugrundeliegt (so Lauterbach9 aaO„ Anhang nr= 24a)„

finden auf die Rechtsverhältnisse der DO—Angestellten

die Vorschriften des Bundesbeamtenrechts über die '

Dienstpflichten der Beamten, Versetzung9 Urlaub„

Fürsorge (insbesondere Unfallfürsorge‚ Beihilfen?

U'nterstiitzungenU Gehaltsvorschüsse)D Reise— und Um—

zugskosten—Vergütungen„ Entlas.éungj Eintritt und_Ver—

setzung in den Ruhestand? Ruhegehalt und Hinterblie—

benenvcrsorgung, Heiterzshlung der Dienst— und Ver—

sorgungebezüge im Falle einer Krankheit sowie die Arbeits—

zeit Anwendungu Hier handelt es sich um einzeln aufge—

zählte Sechgobiete„ welche im wesentlichen in BBG und

dazu erlassenen Gesetzen (s„ z„B= hinsichtlich der

Geldleistungen @@80 a9 88 BBG) und nicht im BBesG

geregelt sind„ Ueihnechtszuwendungen werden daher auch

nicht durch % 6 Abs„ 1 DO? welcher bei den hier be«
zeichneten Geldleistungen überdies keine lückenlose

Bindung an des BBG schaffen wollte (so 55 6 Abs„_25

?, 8 DO)7 erfaßta

Die Beklagte kann schließlich ihre Aufsichtsanordnung

nicht damit rechtfertigen9 daß die Gewährung von
Weihnachtseuwendungen in der beschlossenen Höhe gegen

das Gebot der Uirtschaftlichkeit und Sparsamkeit term
stoßea

Es kann dahinstehen? ob? wie die Beklagte meint5 dieser

auf die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel der Kläget

rin anzuwendende Grundsatz aus @ 1 des — im Gesetz zur

Erhaltung und Hebung der Kaufkraft von 24° März 1954

(BGBl I 80 255) enthaltenen — “Beiträgegesetzes" (zur

Regelung der “Finanzgebarung der juristischen Personen

des öffentlichen Rechts” uaäa) herzuleiten isto Abgen.'

sehen davon? daß gegen die Ueitergeltung dieser Ver—

— 2 \n
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schrift nach 1945 Bedenken erhoben werden sind (Kollmann„

Bayer° VerwBl° 195?g 105, l07) und sie durch 5 119 Abs„ 2

Nra 2 der Bundeshaushaltsordnung (BBQ) vom 190 August

1969 (BGBl I S„ 1284) aufgehoben werden ist? gilt das

Gebot einer wirtschaftlichen und sparsamen Mittelverwen—

dung (vglo % 26 Abs° 1 BBG; 55 ? Absc 1„ 34 Abs° 2 BHO;

@@6 Abs„ 1, 19 Abs„ 2 des Haushaltsgrundsäüegesetzes vom
19(: AUgnst 1969) wegen seiner überragenden und grund—

sätzlichen Bedeutung fü■iie öffentliche Finanzwirtschaft
nach der Auffassung des erkennenden Senats auch in den Be“

reichen der öffentlichen Verwaltung? in denen seine Be—

achtung nicht ausdrücklich vorgeschrieben ist„ In der

gesetzlichen Unfallversicherung hat es in den @@25 ff.}

724‚ 752 ff seinen Niederschlag gefunden° .

Die Aufsichtsbehörde hat im Rahmen ihres Aufsichtsrechts

sicheranstellen9 daß dieses Gebot durch die Versicherungs—
träger eingehalten wirdo Hierbei entsteht ein natürliches_

Spannungsfeld zwischen den Befugnissen der Aufsichtsbehörde

und der dem Selbstverwaltungsrecht der Versicherungsträger

immanenten Personal— und Finaneheheito Eine den Bedürf—

nissen der Praxis gerecht werdende Lösung bietet sich nach

der Auffassung des erkennenden Senats dahin„ daß die Auf—

sichtsbehörde zum Einschreiten nur berechtigt9 aber auch

verpflichtet ist3 wenn die Ausgaben des Versieherungs— '

trägers nicht mehr im Bahnen vernünftigen Verwaltungsw

handelns liegen (BVA? AB 1925„ 528; BSG — SezR Nr„ 1 zu

ä-365 EVO; Brackmann9 aaO& S„ 201)° Dies ist allerdings
nicht schon‚ wie die Beklagte meint? der Fall? wenn die

Grenzen des Notwendigeh nicht eingehalten sind, was nach
Ansicht der Beklagten schlechthin zutreffen soll9 wenn
ein versicherungsträger höhere weihnachtszuwendnngen

gewährt als der Bund seinen Beamten zugestehto Eine

derartige schematische Betrachtungsweise würde den bei

C
u

(D H einzelnen Körperschaft des öffentlichen Rechts ge—
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gegebenen Verhältnissen nicht Rechnung tragen unä deshalb-

'zn thilligkeiten führen können (vgl„ z„B„ die von der
Beklagten zitierte Entscheidung des Bayern LSG von 17° Dee

zember l969? veröffentlicht in Breithaupt 19?O„ 552: Eine

Krankenkasse war infolge ihrer angespannten Finanzlage

genötigt9 den Beitragssatz um ein ganzes Prozent auf

den Höchstsatz von ll uH„ zu erhöhen)° Eine Rechts—
schranke_für die Ausübung des Selbstverwaltungsrechts

ergibt sich auch aus der Notwendigkeit9 Rücksicht auf
die Besoldungsverhältnisse im gesamten öffentlichen '

Dienst zu nehmen (BVerfG 4‚ 115, 140; BSG 25„ 206„ 209;

BVerwG 18a 1559 l40)o Die den Versicherungsträgern somit

gezogene Grenze
war

nach der Auffassung des erkennenden

Senats im Falle der Klägerin mit der Erhöhung der
Weihnachtsauwendungen auf ein volles H0natsgehalt in—

dessen noch nicht überschrittena

Der heanstanäete Beschluß äes Vorstandes der Klägerin ist

sonach nicht rechtswidriga Daher war auf die_Revision der

Klägerin unter Änderung der Urteile der Vorinstansen die

angefochtene Aufsichtsanordnung in vollem Umfang aufzuhe—

ben„ Die Revision der Beklagten war infolgessen als unbe—

gründet zurückzuweisen„

Eine Kostenentscheiäung war nicht zu treffen (@ 195 Absc4
SGG)O
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